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Empfehlungen des NWStGB 
für die Erhaltung des kommunalen Straßennetzes


I.  Problemstellung
In Bund und zumindest in den alten Bundländern ist bezüglich des Neubaubedarfs von überörtlichen Straßen ein gewisser Sättigungsgrad erreicht. Nach wohl einhelliger Einschätzung in Politik und Fachwelt besteht keine Erforderlichkeit einer intensiven Verdichtung des überörtlichen Straßennetzes. Diskutiert wird im wesentlichen nur über Lückenschlüsse zur Arrondierung des Straßennetzes. Dies schlägt sich auch beispielsweise im Landesstraßenausbauplan Nordrhein-Westfalen 1993 bis 1997 nieder. Insgesamt sind in dem Bedarfsplan 863 km Landesstraßen zum Neu- bzw. Ausbau ausgewiesen. Von den 863 km entfallen fast 86 % auf Ortsumgehungen, Ausbaumaßnahmen und die Beseitigung von Bahnübergängen. Der Streckenanteil der Neubauvorhaben beträgt lediglich 14 %. Der Landesstraßenausbauplan Nordrhein-Westfalen  1993 bis 1997 wird nach derzeitigen Erkenntnissen mindestens bis zum Jahr 2000 bestehen bleiben und erst dann formal fortgeschrieben werden.

In Bund und Ländern, aber insbesondere auch in den Städten und Gemeinden setzte in den 50er und 60er Jahren eine rege Straßenbautätigkeit ein, die in den Kommunen über die Bewältigung des allgemeinen Verkehrsflusses hinaus insbesondere auch der Erschließung der Wohngebiete diente. Straßen unterliegen - differenziert nach den Bauteilen - einem hohen Verschleiß. Die Fahrbahndecke nutzt sich in der Regel in einem Zeitraum von 20 bis 35 Jahren ab. Diese Einschätzung deckt sich auch mit den Werten, die in der Rechtsprechung für die Lebensdauer einer Fahrbahn zugrundegelegt werden. Gerade der Fahrbahnbau bildet mit einem Anteil an den Anschaffungskosten von 67 % (lt. DIW) den dominanten Kostenfaktor. 

Die hohe Bedeutung der Erhaltung der Straßennetze wird in jüngerer Zeit auch seitens der Bundesländer immer deutlicher artikuliert. So hat die Verkehrsministerkonferenz am 20./21.11.1997 einen Beschluß zur finanziellen Situation im Bundesfernstraßenbau gefaßt. Darin stellt sie fest, daß jährlich ca. 1 Mrd. DM für Erhaltung und Erneuerung im Bundesfernstraßenhaushalt fehlt (3 Mrd. im Investitionsbereich). Die Bauausgaben der Länder für ihr Straßennetz sind von 1991 bis 1996 von 5 Mrd. DM auf 3,4 Mrd. DM zurückgegangen.

Diese Entwicklung macht eine Strategie zur Erhaltung der Straßennetze erforderlich, um die anstehenden Aufgaben bei der schwierigen Finanzlage der Städte und Gemeinden bewältigen zu können. Dabei muß von der Erkenntnis ausgegangen werden, daß ein einfaches Brachliegenlassen von Straßen durch Nichtbeachten der Unterhaltungslast mit hoher Wahrscheinlichkeit zu einer Potenzierung der Kosten bei einer späteren Erneuerung führen wird.


II.  Strategie der Straßenerhaltung
Der vom Verband verfolgten Strategie der Erhaltung des Straßennetzes liegen zwei Ansätze zugrunde: Erstens der Grundsatz einer bescheidenen Straßenausstattung und zweitens der Grundsatz der konsequenten Finanzausstattung.

1. Bescheidene Straßenausstattung 

a) Erfassung des Straßenbestandes
Zunächst wird der Straßenbestand erfaßt. Hierbei werden sämtliche Verkehrsanlagen, die in der Unterhaltungslast der Gemeinde stehen, berücksichtigt. Aus den Anfragen der Mitgliedskommunen wird erkennbar, daß vielfach eine Übersicht beispielsweise über die Wirtschaftswege, die in der Verwaltung der Gemeinde stehen, fehlt. Es gibt zudem eine hohe Anzahl von innerörtlichen Straßen, die aufgrund ihres Alters von den Kommunen niemals öffentlich durch Verwaltungsakt nach § 6 Straßen- und Wegegesetz NW gewidmet wurden. Hier besteht oft die Unsicherheit, ob und inwieweit die Unterhaltungslast der Kommune besteht.

b) Funktionseinteilung der Straßen 
Parallel zu der Bestandsaufnahme sollten möglichst auf der Grundlage eines Verkehrsentwicklungsplans die Gemeindestraßen nach ihrer Funktion kategorisiert werden. Die Funktion einer Straße muß auch ihren Ausbauzustand bestimmen. Das Anforderungsniveau für den Straßenzustand bewegt sich ganz generell zwischen einer Ober- und einer Untergrenze. Die Obergrenze für das Anforderungsniveau ergibt sich zunächst aus der Notwendigkeit einer sparsamen Verwendung der Haushaltsmittel. Als gesamtwirtschaftliches Kriterium kann gelten, daß die Summe aus den dem Straßenbaulastträger für Bau und Erhaltung und den Straßenbenutzern für Zeitaufwand, Kraftfahrzeugbetrieb und Unfälle entstehenden Kosten minimal sein soll (nach Schmuck, Ratgeber Straßenerhaltung und Verkehrstechnik). Straßen mit hohen Verkehrsbelastungen rechtfertigen und erfordern daher ein höheres Anforderungsniveau und höhere Aufwendungen als Straßen mit geringen Verkehrsbelastungen. Eine Untergrenze für das Anforderungsniveau ergibt sich einerseits aus der Rechtsprechung zur Verkehrssicherungspflicht, andererseits aus dem Begriff des Gemeingebrauchs nach dem Straßen- und Wegegesetz. Benutzer müssen darauf vertrauen können, daß sich die Straße in einem dem Gemeingebrauch entsprechenden Zustand befindet.

Ein besonderes Problem ist in diesem Zusammenhang der Straßengüterverkehr in den Kommunen. Mit der Zunahme des zugelassenen Gesamtgewichts potenziert sich die Druckbelastung für die Straße. Fast die Hälfte der Kosten, die durch die Abnutzung der Straßen entstehen, wird durch Lkw verursacht. Im Vergleich zu einem Pkw nutzt ein zweiachsiger Lkw mit 18 t zulässigem Höchstgewicht die Straße 17.000 mal stärker, ein vierachsiger Lkw mit 36 t etwa 30.000 mal. Zwar ist es regelmäßig erforderlich, auch in den Wohngebieten Straßen für eine Belastbarkeit mit etwa 18 t zu bauen, weil sich die Kraftfahrzeuge der Ver- und Entsorgung (Müllabfuhr, Feuerwehr etc.) in diesem Gewichtsbereich bewegen. Bei entsprechenden Verkehrsentwicklungsplanungen und Logistikkonzepten ist es aber keineswegs notwendig, sämtliche Straßen dem unbeschränkten Gemeingebrauch (bis hin zum höchstzulässigen Gesamtgewicht von derzeit noch 40 t) zu öffnen und sie in der dann erforderlichen Qualität auszubauen und zu unterhalten. Entsprechendes gilt für die räumliche Ausdehnung der Straßen, also für die Querschnitte. Vielfach sind Gemeindestraßen unnötig breit gebaut. Eine Verringerung der Querschnitte wird seitens des Landes bereits seit einiger Zeit betrieben. Landesstraßen werden ggfl. schmaler gebaut. Es wird auch, wo es sich anbietet, nicht vierspurig ausgebaut, sondern mit sogenannten „2 zu 1 Spuren“. Es werden also drei Spuren gebaut, wobei dann abwechselnd die Überholmöglichkeit eingeräumt wird.
Gerade in den Wohngebieten der Städte und Gemeinden, aber auch in den Zentren und Ortskernen sind durch konsequente Funktionszuweisung der Straßen hohe Einsparpotentiale mobilisierbar. Diese Funktionszuweisung kann im Einzelfall sogar zu einer „Privatisierung“ von Straßen führen. Hat eine Straße keinerlei Verkehrsbedeutung für die Öffentlichkeit (mehr), so besteht auch keine Veranlassung, sie zu widmen bzw. die Widmung aufrecht zu erhalten mit der Folge, daß die Gemeinde die Unterhaltungslast trifft. Ergebnis der Bestandsaufnahme sollten im Idealfall ein hierarchisches Straßenverzeichnis und eine möglichst digitalisierte Straßendatensammlung sein.

c) Zustandserfassung
Auf der Grundlage der Funktionsbestimmung der Straßen im Netz erfolgt die Erfassung, Bewertung und Dokumentation des Straßenzustandes. Als Zielkriterien können die Verkehrssicherheit, der Benutzungskomfort und die Umweltverträglichkeit herangezogen werden. Hohe Bedeutung hat das Kriterium „Substanzerhalt“. Der Grundsatz der bescheidenen Straßenausstattung bedeute gerade nicht, daß jeweils die unterste Zumutbarkeitsgrenze bei der Straßenausbauqualität gewählt werden sollte. Wesentliches Augenmerk ist vielmehr auf die Erhaltung des in Straßen investierten Anlagevermögens nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu legen, so daß eine Optimierung von hoher Nutzungsdauer bei niedrigem Wartungs- bzw. Unterhaltungsaufwand angestrebt werden sollte.

Der Erfassung des Straßenzustands werden sogenannte Zustandsmerkmale zugrundegelegt, z. B. Qualitätsmerkmale der Straßensubstanz (Tragfähigkeit, elastische Verformung, Widerstand gegen bleibende Verformungen ...), Eigenschaften der Fahrbahnoberfläche, die primär auf Verkehrssicherheit abzielen und Grundmerkmale, die für sich allein einen bestimmten Teilzustand beschreiben (Oberflächengestalt, beispielsweise Längs- und Querunebenheit: Oberflächenschäden, z. B. Einzelrisse, Netzrisse, Flickstellen) sowie abgeleitete Merkmale, die sich erst durch das Zusammenwirken mehrerer Grundmerkmale mit anderen Einflüssen auswirken.

Für die Erfassung des Straßenzustands kommen grundsätzlich zwei Meßmethoden in Betracht, nämlich die automatisierte und die visuelle Zustandsdatenerfassung. 

Die automatisierte Erfassung erfolgt mit einem Meßfahrzeug, mit dem die Straßen abgefahren werden; sie kann als die einfachere, schnellere und letztlich preisgünstigere Methode gelten. Sie wird von den Landesstraßenbauämtern praktiziert, eignet sich allerdings nicht für alle Straßen und Staßenabschnitte, sondern innerorts im wesentlichen nur dort, wo keine PKW und sonstige Gegenstände abgestellt werden bzw, wo keine Hindernisse im Straßenraum vorhanden sind wie z. B. Bäume oder Verkehrsschilder. Diese Meßmethode bietet sich demnach in der Praxis vorrangig an für die Hauptverkehrs- und Durchgangsstraßen sowie für Haupterschließungs- und Anliegerstraßen in Trennungsbauweise.

Die automatisierte Erfassung kann nur durch Spezialunternehmen vorgenommen werden, die über entsprechende Meßfahrzeuge verfügen. Da auch die Straßenbauämter ihre Zustandserfassung fremdvergeben, bietet sich den Städten und Gemeinden die Zusammenarbeit an, indem koordiniert durch gemeinsame Auftragsvergabe Kostenvorteile verfolgt werden. 

Soweit keine automatisierte Erfassung möglich ist, bleibt nur die visuelle Zustandserfassung, die getrennt für folgende Verkehrsflächen erfolgt:
- Fahrbahnen (einschließlich Busspuren und –buchten)
- befahrbare Fußgängerbereiche und gemischt genutzte Flächen
- Gehwege
- Radwege
- Parkplätze.

Die zweckmäßige Vorgehensweise kann wie folgt umrissen werden: 
- Erfassung des Zustands durch Aufzeichnung optischer Eindrücke im Rahmen einer Be-
  gehung. Diese Vorgehensweise ist zu empfehlen für Netzbereiche mit dichter Knoten-
  punktabfolge und/oder häufigem Wechsel im Querschnitt und/oder häufigem Wechsel in 
  der Befestigungsart.
- Erfassung durch Aufzeichnung optischer Eindrücke im Zuge einer Befahrung, ggf. per
  Fahrrad. Diese Vorgehensweise ist vorteilhaft bei einem weitmaschigen Straßennetz.

Diese Art der Erfassung erfordert eine objektivierte Betrachtung nach festgelegten Kriterien. Anhaltspunkte hierfür liefern die Publikationen der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen zur visuellen Zustandserfassung innerörtlicher Verkehrsflächen.
Da die visuelle Zustandserfassung sehr personal- und zeitintensiv ist, sollte vor Ort geprüft werden, inwieweit sich hier Arbeitsmöglichkeiten für (Langzeit-)Arbeitslose und Sozalhilfeempfänger eröffnen. Zu bedenken ist dabei, daß dafür eine gewisse Vorbildung im (Straßen-)Bauwesen erforderlich ist. Für beide Meßmethoden sollten zudem sämtliche Möglichkeiten zur Zusammenarbeit – zwischen den Gemeinden, innerhalb des Kreises oder einer anderen Region, mit dem Kreis und/oder dem Straßenbauamt – ausgeschöpft werden.

d) Zustandsbewertung
Auf die Zustandserfassung erfolgt die Zustandsbewertung. Diese kann aufgrund der enormen Fülle von Daten und Rechenvorgängen regelmäßig nur durch ein spezialisiertes Unternehmen erfolgen. Mit der Zustandsbewertung werden die erfaßten Zustandsgrößen der einzelnen Merkmale in ihren Auswirkungen auf die Zielkriterien (Substanzerhalt, Sicherheit, Fahrkomfort) eingestuft. Hier erfolgt auch die Relativierung der Zustandswerte betrachteter Straßenabschnitte entsprechend der verkehrlichen Bedeutung bzw. der Funktionszuordnung der Straße im Netz. Es kann sodann eine Zustandsreihung vorgenommen werden, etwa nach folgendem Muster:
- Klasse U (überfällig): Straßenabschnitte, bei denen Nachholbedarf besteht
-  Klasse V (vordringlich): Vordringlicher Bedarf innerhalb von 2 Jahren
- Klasse K (kurzfristig): Aus Gründen der Verkehrssicherheit oder Substanzsicherung
  werden innerhalb von 5 Jahren Maßnahmen erforderlich.
- Klassen M, L, S kennzeichnen den derzeit mittelmäßigen (nach 5 Jahren), guten (nach  
  10 Jahren) und sehr guten Zustandsbereich.

e)  Erhaltungsplanung
Auf der Grundlage der Funktionsbestimmung und der Zustandsbewertung erfolgt sodann die Erhaltungsplanung. Die Straßenerhaltung umfaßt alle Maßnahmen, die der Sub-
​stanzerhaltung, der Erhaltung des Gebrauchswertes für den Straßennutzer und ggfl. auch der Verbesserung von Umweltbedingungen dienen. Hierzu gehören 

- die Zustandskontrolle, d.h. die laufende und periodische Erfassung des Zustandes des  
  Straßenkörpers, des Zubehörs, der Nebenanlagen und der angrenzenden Vegetation

- die Wartung (auch „betriebliche Unterhaltung“), d.h. die Reinigungs- und Pflegearbei
  ten und der Winterdienst

- die bauliche Erhaltung, d.h. die baulichen Maßnahmen zur Erhaltung des Straßenkör
  pers, des Zubehörs und der Nebenanlagen. 

Unterschieden wird zwischen der Erhaltung im engeren und der Erhaltung im weiteren Sinne. Die Erhaltung im engeren Sinne umfaßt die Baumaßnahmen der baulichen Erhaltung. Dies ist zum einen die bauliche Unterhaltung, nämlich bauliche Sofortmaßnahmen und laufende Maßnahmen kleineren Umfangs, die den Gebrauchswert der Straße nicht nennenswert anheben. Des weiteren werden Instandsetzungen erfaßt, nämlich die in kürzeren Abständen großenteils periodisch wiederkehrenden Maßnahmen größeren Umfangs, die eine deutliche Anhebung des Gebrauchswertes bewirken. Schließlich umfaßt die Erhaltung im engeren Sinne auch die Erneuerung, also die in längeren Zeitabständen großenteils periodisch wiederkehrenden Maßnahmen, durch die der einer Neuherstellung entsprechende volle Gebrauchs- und Substanzwert der Befestigung wiederhergestellt wird. Maßnahmen der Erneuerung reichen in der Regel mindestens über eine volle Fahrstreifenbreite und umfassen mehr als nur die Deckschicht durch Verstärkung im Hocheinbau oder nach Beseitigung entsprechender Teile der vorhandenen Befestigung.

Zur Erhaltung im weiteren Sinne zählen neben den vorstehend aufgeführten Maßnahmen die im Zusammenhang mit einer Erneuerung stehenden oder auch unabhängig davon durchzuführenden qualitätsverbessernden Maßnahmen. Die Erhaltungsplanung umfaßt im wesentlichen neben der Maßnahmenplanung die Erarbeitung von Erhaltungsstrategien, also von Projektplanungen mit dem Ziel einer zeitlichen Prioritätenreihung und einer Entscheidungsoptimierung.

2. Konsequente Finanzausstattung 
Der zweite Grundsatz der Strategie der Erhaltung des kommunalen Straßennetzes ist der der konsequenten Finanzausstattung. Dies bedeutet zunächst, daß die Maßnahmen und Leistungen, die einen eindeutigen Vorteil für einzelne, nämlich die Anlieger bringen, diesen auch entsprechend dem Vorteil in Rechnung gestellt werden. Hier ist zum einen an Wirtschaftswege zu denken, die offensichtlich vielfach in der Verwaltung der Gemeinden stehen und von der Allgemeinheit finanziell getragen werden, obwohl nur einige Interessenten hiervon einen Vorteil haben. Wirtschaftswege sind nämlich nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmet. Dies gilt zum anderen auch für die Höhe der Anliegeranteile. Aus fachlicher Sicht spricht vieles dafür, die Anliegeranteile in den Straßenausbaubeitragssatzungen insbesondere in reinen Anliegerstraßen anzuheben. Dies ist nach der bisher bekannten Rechtsprechung rechtlich zulässig und wird in den neuen Bundesländern in allen Mustersatzungen propagiert. Auch viele Literaturstimmen sprechen sich hierfür aus. Korrespondiert diese Erhöhung des Anliegeranteils mit dem bescheidenen Straßenausbau, so sind im Ergebnis für den Anlieger keine höheren Ausbaubeiträge zu erwarten.

Die Erhebung von Straßenausbaubeiträgen kommt im Rahmen der Straßenerhaltung nur für Erneuerungsmaßnahmen in Betracht. Nach der Rechtsprechung setzt die Beitragsfähigkeit einer Erneuerungsmaßnahme voraus, daß die Erneuerung nach Ablauf der Nutzungszeit (s.o.) durchgeführt wird, die bei bestimmungsgemäßer Nutzung und ordnungsgemäßer Unterhaltung und Instandsetzung erfahrungsgemäß zu erwarten ist. Die häufig in der Öffentlichkeit geäußerte Kritik an den Kommunen, sie vernachlässigten Unterhaltung und Instandsetzung der Straßen absichtlich, um sodann Erneuerungsmaßnahmen über Anliegerbeiträge finanzieren zu lassen, ist somit sachlich verfehlt.

Unterhaltungs- und Instandsetzungsmaßnahmen können nur durch die Einstellung in den Gemeindehaushalt finanziert werden. Unter den o.b. beschriebenen Prämissen, die langfristig auf eine maßvolle Kostenentwicklung gerichtet sind, ist eine dem Wert des Straßen-
net​zes entsprechenden Haushaltsausstattung angezeigt.

III.  Schlußbetrachtung
Bund und Land können diese Strategie der Erhaltung der kommunalen Straßennetze unterstützen, indem sie keine neuen Standards im Straßenbau setzen bzw. die vorhandenen, die sich vorrangig nicht auf der Gesetzesebene, sondern auf der von Richtlinien und Empfehlungen darstellen, überprüfen mit dem Ziel eines Standardabbaus. Bezüglich der Finanzierung der Straßenerhaltung wird auch längerfristig von Bund und Land keine Förderung bzw. Finanzbeteiligung an reinen Unterhaltungsmaßnahmen zu erwarten sein. Soweit allerdings Erhaltungsmaßnahmen investiven Charakter bekommen, ist die Möglichkeit der staatlichen Förderung eröffnet.
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